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Vorwort


Die Geschichte der Gastarbeiter in Deutschland ist weitgehend noch nicht aufgearbeitet. Dabei ist dieses Thema von der Anwerbung bis hin zur Integration mit vielen individuellen Geschichten und Schicksalen eine faszinierende Angelegenheit und eines der spannendsten Ereignisse in der späten Nachkriegszeit und in den Jahren des Wirtschaftswunders. Wo kamen die Menschen her, was war ihre Motivation, in ein ihnen fremdes, unbekanntes Land zu gehen, weitab von der Familie, von Verwandten, Freunden und Bekannten? Wie wurden sie „angeworben“ und wer verschaffte ihnen die Ausreise nach Deutschland?


Die Gastarbeiter selbst haben wenig dokumentarische Spuren für die Nachwelt hinterlassen. Am bekanntesten ist wohl das 1964 erschienene Buch „Hemos perdido el sol – Wir haben die Sonne verloren“ von Angel Maria de Lera. Wenige Zeitzeugenberichte geben Kunde von den Umständen, wie die ausreisewilligen Arbeitskräfte damals nach Deutschland kamen.


Der Autor hat als Angehöriger der damaligen Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung diese Zeit hautnah bei den Anwerbestellen in Italien, Spanien und Portugal erlebt. Selbst „Gastarbeiter“ in einem fremden Land hat er sich in die Gedanken- und Gefühlswelt der ausländischen Arbeitskräfte hineinversetzen können. Durch das Erlernen der Sprache und die Teilhabe am Leben in Portugal, sei es im Fußballclub oder im Reitverein, wurde auch ein Stück Integration gelebt. Dies alles wird in der vorliegenden Erzählung anschaulich und kompetent dargestellt. Dem Leser wird hierbei auch geschildert, wie die „andere“ Seite der Anwerbung sich darstellte, die Umstände, unter denen die deutschen „Anwerber“ in einem auch ihnen fremden Land leben und arbeiten mussten.


Ursprünglich sollten die angeworbenen Arbeitskräfte nur für einen kurzen Zeitraum in Deutschland tätig sein und dann in ihre Heimatländer zurückkehren. Dass daraus ein Aufenthalt auf Dauer werden würde, konnte zu Beginn der Anwerbephase niemand ahnen. Daher wurden auch keine Vorkehrungen für besondere Integrationsmaßnahmen getroffen. Umso bewundernswerter, dass die Integration der Gastarbeiter aus Italien, Spanien, Portugal, Griechenland und Jugoslawien nach anfänglichen vereinzelten Schwierigkeiten derart reibungslos geglückt ist. Aufgetretene Probleme bei der Integration türkischer Arbeitskräfte dürften wohl auf die total unterschiedliche Religion und Kultur zurückzuführen sein.


Die Sicht der Dinge von der „anderen“ Seite, wie sie hier geschildert wird, dürfte nicht nur für die damals übergesiedelten Arbeitnehmer, sondern auch für deren Nachkommen von besonderem Interesse sein, möchten sie doch wissen, wie es ihren Vätern und Müttern ergangen ist, als es darum ging, in das ferne „Wunderland“ Deutschland zu gehen.


Der Leser, ob Portugiese oder Deutscher, kann so erfahren, wie die Verhältnisse in Portugal zur Zeit der Diktatur unter Salazar sich einem jungen Deutschen dargestellt haben.




Einleitung


Die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland, hier die alte Bundesrepublik, betrug 1950 fast 1,9 Millionen, das war eine Quote von 11 Prozent. Sie war in der Zeit des beginnenden Wirtschaftswunders bis 1955 auf etwas knapp unter 1 Million gesunken. Allmählich wurden die Arbeitskräfte knapp. Die Bundesregierung hatte daraufhin angesichts des sich immer stärker bemerkbar machenden Arbeitskräftemangels am 20. Dezember 1955 ein Abkommen mit der Italienischen Regierung getroffen, wonach italienische Arbeitskräfte als sogenannte Gastarbeiter für einen begrenzten Zeitraum in Deutschland arbeiten konnten.


Anfangs wurden nur Arbeitskräfte für die Landwirtschaft angeworben, sogenannte Saisonarbeiter für ein halbes Jahr. Angesichts der Landflucht hatten die deutschen Bauern die Bundesregierung ersucht, Arbeiter im Ausland anzuwerben. Dann ergab sich in der Industrie ein großer Bedarf an Hilfskräften ohne besondere Fachausbildung, die in Deutschland nicht vorhanden waren. Diese Arbeitskräfte wurden zunächst für ein Jahr angeworben und sollten dann wieder nach Hause zurückkehren. Die Entwicklung lief aber anders. Angesichts des weiterhin großen Bedarfs an Arbeitskräften wollten - und konnten - die deutschen Arbeitgeber die bei ihnen eingearbeiteten Mitarbeiter nach Ablauf der Jahresfrist auf unbestimmte Zeit weiter beschäftigen, aber immer noch unter dem Aspekt „Gastarbeiter“, denn sie sollten nach getaner Arbeit in ihre Heimat zurückkehren. Glücklicherweise konnte von den zunächst ohne Ausbildung angeworbenen Arbeitnehmern aber auch eine Reihe von besonders geeigneten Kräften zu anspruchsvolleren Tätigkeiten herangezogen und sogar zu Facharbeitern ausgebildet werden.


Andererseits waren die Regierungen einiger befreundeter Staaten interessiert, Arbeiter, die in ihrem eigenen Land keine Beschäftigungsmöglichkeit hatten, nach Deutschland zu entsenden, um ihren eigenen Arbeitsmarkt zu entlasten und zugleich durch Transferleistungen dieser Arbeiter in ihr Heimatland die defizitäre Zahlungsbilanz mit Deutschland durch Devisenzufluss zu verbessern.


Nachdem der Arbeitskräftebedarf in Deutschland weiter gestiegen war, hatte die Bundesregierung weitere Anwerbeabkommen geschlossen: 1960 mit Spanien und Griechenland und 1961 auf besonderes Betreiben der türkischen Regierung mit der Türkei. Später folgten Abkommen mit Marokko (1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968).


Zuständige deutsche Behörde für die Anwerbung war die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung mit ihrem Hauptsitz in Nürnberg. Sie hatte in Italien zunächst in Verona und später in Neapel eine Dienststelle eröffnet, die sich Deutsche Kommission in Italien nannte.


Ich hatte das Glück, zunächst 1962 für zwei Monate zur Deutschen Kommission nach Italien in Verona entsandt zu werden. Dort sollte ich das Anwerbeverfahren in seinen Einzelheiten kennen lernen. Hier wurden die Arbeitskräfte von den örtlichen italienischen Stellen angeworben und dann den deutschen Dienststellen in Verona und Neapel vorgestellt, ärztlich untersucht und auf freie deutsche Arbeitsstellen vermittelt. Die vermittelten Arbeitskräfte wurden mit Sammeltransporten per Eisenbahn nach Deutschland gebracht.
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In diesem Gebäude in Verona war die Deutsche Kommission untergebracht





Im Juli 1963 wurde ich zur Deutschen Kommission in Spanien nach Madrid entsandt. Das Büro befand sich in der Calle San Leonardo 6, einer Seitenstraße der Prachtstraße Gran Via in der Nähe der Plaza de Espãna. Dort konnte ich meine beruflichen Kenntnisse vertiefen, denn ich wurde hier selber als Arbeitsvermittler eingesetzt.


Das Anwerbeverfahren in Spanien unterschied sich von dem in Italien. Während in Italien die Bewerber in den Dienststellen in Verona und Neapel sozusagen zentral vorgestellt wurden, gab es in Spanien ein sogenanntes dezentrales Anwerbeverfahren. Die Arbeitskräfte wurden nicht zentral in Madrid vorgestellt, sondern in den jeweiligen Provinzhauptstädten, damals 50 Städte. So mussten die deutschen Arbeitsvermittler zur Anwerbung dieser Kräfte immer in die Stadt reisen, in der die spanische Auswanderungsbehörde – Junta de Emigración – Arbeitskräfte vorstellte. Es wurden Arbeitsteams gebildet, bestehend aus dem Arbeitsvermittler und einer Dolmetscherin und einem Arzt und einer Arzthelferin mit entsprechenden Sprachkenntnissen. Die Reisen erfolgten von zumeist sonntagabends bis zum Samstagmorgen je nach Entfernung. Von Madrid aus nahegelegene Städte wurden mit dem Dienstwagen angefahren, weiter entfernt gelegene Orte mit der spanischen Eisenbahn RENFE. Dies waren oft abenteuerliche Reisen, häufig mit dem Nachtzug in überhitzten Schlafwagen auf ratternden Schienen, da der Gleisbau wie auch das Wagenmaterial veraltet waren. Der Nachtzug nach Badajoz an der portugiesischen Grenze erhielt dann auch von den Mitarbeitern der Deutschen Kommission den Namen „Kaiser-Wilhelm-Gedächtniszug“. Es gab auf einigen Strecken auch modernere Züge, etwa den Talgo, der von uns Deutschen kurz „Silberling“ genannt wurde wegen seiner silbrigen Aluminiumhaut. Städte, die über einen Flughafen verfügten, wurden angeflogen, mit den Fluggesellschaften Iberia oder Aviaco. Das meistbenutzte Flugzeug war dabei die zweimotorige Propellermaschine „Metropolitan“ mit 42 Plätzen. Benutzt wurden auch die Douglas DC 4 mit vier Propellermotoren oder, nach Barcelona, der zweistrahlige Düsenjet Caravelle. Es wurden nicht in allen Provinzhauptstädten Arbeitnehmer vorgestellt, da es einigen Regionen wirtschaftlich gut ging und daher kein Emigrationsdruck bestand.
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Die Deutsche Kommission in Spanien war in den oberen Stockwerken in diesem Gebäude in der Calle San Leonardo, einer Seitenstraße der Gran Via, untergebracht





Ich habe rund 40 Städte aufgesucht, so dass ich mehr spanische Städte kennen lernte als deutsche.


Zunächst wohnte ich in Madrid in einem Hotel, dem Hotel Aragon in der Calle Nuñez de Arce mitten in der Altstadt, das von einem Deutschen geführt wurde. Dann mietete ich mir eine möblierte Wohnung im vornehmen Viertel „Salamanca“ in der Calle de Maldonado. Nachdem meine Verlobte Rosemarie nach dem heimatlichen Weihnachtsurlaub mit mir nach Madrid gezogen war, heirateten wir hier vor dem Standesbeamten der Deutschen Botschaft. Danach bekam ich eine neue Aufgabe als Sachbearbeiter im Ärztlichen Dienst, was bedeutete, dass ich keine anstrengenden Dienstreisen mehr machen musste, sondern meine Arbeit im Büro in Madrid verrichten konnte. Hier kam eines Morgens der Leitende Arzt von einer Dienstbesprechung mit dem Direktor und teilte mir mit, dass der Direktor mich zu sprechen wünsche. Er fügte dabei hinzu: „Sie lachen sich kaputt“.


Mit einem etwas unguten Gefühl begab ich mich in das Direktionszimmer, denn der Direktor, cholerisch veranlagt, war für seine Ausbrüche bekannt und daher in der Dienststelle nicht sehr beliebt. Verschüchtert nahm ich Platz, und ich vernahm dann mit größtem Erstaunen seinen Satz: „Sie sollen als Verwaltungsleiter nach Lissabon!“


Ich hätte vor Freude fast laut aufgeschrien, aber da ich merkte, dass dem Direktor dieser Umstand offenbar nicht passte, hielt ich mich zurück und fragte nur, ab wann dies denn gelten sollte. Und es sollte sehr schnell gehen, bereits in der kommenden Woche.
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Nach dem Gespräch rief ich Rosemarie an und teilte ihr diese Neuigkeit mit. Sie war genau so überrascht wie ich und musste erst einmal schlucken, da sie sich ja so schön in Madrid eingelebt hatte. Aber der Umstand, dass ich in Lissabon keine Dienstreisen mehr zu machen hätte und ständig am Ort sein würde, fiel bei ihr langsam auf fruchtbaren Boden. Auch das nahe Meer war für sie, die aus Wilhelmshaven stammte, eine verlockende Aussicht. So begannen wir, den nötigen Umzug vorzubereiten.


Die Wohnung musste gekündigt werden, was zum Glück ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist möglich war. Von der gerade erst eröffneten neuen Dienststelle in Lissabon erhielt ich telegraphisch Daten über die Adresse der Dienststelle und über eine Hotel-Reservierung in der „Residência América“, wo wir zunächst unterkommen konnten.




Das Anwerbeabkommen


Die unbefriedigende wirtschaftliche Situation Portugals mit großer Unterbeschäftigung führte zu einem Emigrationsstau, der illegale Auswanderungen vor allem nach Frankreich zur Folge hatte. So sollen sich Anfang der sechziger Jahre rund 400 000 Portugiesen in Frankreich aufgehalten haben. Auf Grund fehlender Arbeitsmöglichkeiten kam es zu einem großen Druck auch im Hinblick auf eine Auswanderung nach Deutschland. Die portugiesische Regierung war zunächst jedoch nicht an einer Abwanderung portugiesischer Arbeitskräfte interessiert und lehnte jede direkte Anwerbung ab. Nach Besprechungen des portugiesischen Botschafters im Auswärtigen Amt ließ die portugiesische Seite durchblicken, dass ihr ein aus ihrer Sicht zwar ungenügendes Abkommen mit der Bundesrepublik Deutschland immerhin besser war als eine ungeregelte Auswanderung. Mit einer Verbalnote vom 5. August 1963 ließ die portugiesische Regierung erkennen, dass sie zum Abschluss eines Abkommens mit Deutschland bereit war. Schließlich wollte die portugiesische Regierung den Zustand der Illegalität ihrer Staatsbürger im Ausland beenden und die Arbeitsaufnahme im Ausland in geordnete Bahnen lenken. Zudem versprach sie sich von dem Geldtransfer ihrer Arbeiter im Ausland eine Verbesserung der defizitären Zahlungsbilanz mit den Aufnahmeländern.


So kam es nach entsprechenden Verhandlungen zwischen der portugiesischen und der deutschen Regierung am 17. März 1964 im portugiesischen Außenministerium zur Unterzeichnung einer Vereinbarung zwischen der Regierung der Portugiesischen Republik und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über die Vermittlung von portugiesischen Arbeitnehmern nach Deutschland. Unterzeichner waren auf portugiesischer Seite der Bevollmächtigte Dr. Carlos Fernandes und auf deutscher Seite der Ministerialdirigent im Auswärtigen Amt Dr. Meyer-Lindenberg.


Die Präambel hatte folgenden wohlklingenden Wortlaut:


Die Regierung der Portugiesischen Republik und die Regierung der Bundesrepublik Deutschland


von dem Wunsche geleitet, die Beziehungen zwischen ihren Völkern im Geiste europäischer Solidarität zu beiderseitigem Nutzen zu vertiefen und enger zu gestalten sowie die zwischen ihnen bestehenden Bande der Freundschaft zu festigen,


im Hinblick darauf, dass es im beiderseitigen Interesse und im Interesse der Wanderarbeitnehmer liegt, deren Vermittlung und Beschäftigung zu regeln,


haben die folgende Vereinbarung geschlossen:


Es folgten die 21 Artikel, in denen die Einzelheiten über das Anwerbeverfahren geregelt wurden.
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Nach Artikel 1 waren die zuständigen Stellen für die Anwerbung auf portugiesischer Seite die Junta da Emigração und auf deutscher Seite die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. Zur Erleichterung der Zusammenarbeit errichtete die Bundesanstalt in Portugal eine Verbindungsstelle.


Des weiteren war geregelt, dass die Verbindungsstelle der Junta den Bedarf an Arbeitskräften übermitteln und die Junta die Zahl der Arbeitskräfte mitteilen sollte, die in Deutschland arbeiten wollten. Dabei sollten der Junta Angaben übermittelt werden über die geforderten beruflichen Fähigkeiten der Bewerber, die Art der Beschäftigung und deren voraussichtliche Dauer, die Höhe der maßgebenden Löhne und die sonstigen Arbeitsbedingungen sowie die Möglichkeiten der Unterkunft und Verpflegung.


Die Junta traf eine Vorauswahl und führte eine gesundheitliche Voruntersuchung der Bewerber durch, in Räumlichkeiten, die so nahe wie möglich am Wohnort der Bewerber liegen sollten. Die Junta legte dann der Verbindungsstelle eine Liste mit den geeignet erscheinenden Bewerbern vor. Vorgesehen war, dass Bewerber, für die im Strafregister eine Freiheitsstrafe eingetragen war, von portugiesischer Seite nicht ausgewählt wurden. Die Kosten für die gesundheitlichen Untersuchungen durch die portugiesischen Behörden und für die Reise der Bewerber zu den Untersuchungsorten wurden von Portugal getragen.


Die von portugiesischer Seite ausgewählten Bewerber wurden der Verbindungsstelle an deren Sitz vorgestellt. Sie erhielten dort nach der gesundheitlichen Untersuchung durch einen deutschen Arzt einen Arbeitsvertrag, der vom Arbeitgeber bereits unterschrieben war. Die Verbindungsstelle hatte die portugiesischen Arbeitnehmer über die allgemeinen Lebens- und Arbeitsbedingungen in Deutschland zu unterrichten. Die Junta wiederum hatte dafür Sorge zu tragen, dass den vermittelten Arbeitnehmern ein Pass ausgestellt wurde. Die Verbindungsstelle stellte den portugiesischen Arbeitnehmern eine Legitimationskarte aus, die als Arbeitserlaubnis in Deutschland galt und zugleich als Einreisesichtvermerk diente.


Die Reise der Arbeitnehmer nach Deutschland wurde von der Verbindungsstelle organisiert, die den Arbeitnehmern auch eine angemessene Reiseverpflegung zur Verfügung stellen sollte.


Geregelt wurde auch die Frage der namentlichen Anforderung von Arbeitskräften durch deutsche Arbeitgeber, ferner die Möglichkeit, Familienangehörige nachkommen zu lassen. Ebenso wurde in die Vereinbarung aufgenommen, dass es den portugiesischen Arbeitnehmern nach Maßgabe der deutschen devisenrechtlichen Bestimmungen möglich war, ihr Arbeitsentgelt und sonstige finanzielle Mittel nach Portugal zu transferieren.


Aufgenommen wurde auch ein Passus, wonach die portugiesische Regierung die Wiedereinreise der portugiesischen Arbeitnehmer und ihrer Familien jederzeit gestatten würde.


Der Vereinbarung war das Muster eines Arbeitsvertrages beigefügt. Der Arbeitsvertrag sollte in portugiesischer und deutscher Sprache abgefasst sein und von der Junta und der Verbindungsstelle Durchgangsvermerke enthalten.


Die Dienststellen der Bundesanstalt sollten den portugiesischen Arbeitnehmern besonders in der ersten Zeit der Eingewöhnung behilflich sein. Dabei sollten auch Angehörige der portugiesischen sozialen und kirchlichen Organisationen in Zusammenarbeit mit Vertretern entsprechender deutscher Organisationen helfen, die Eingewöhnung der portugiesischen Arbeitnehmer zu erleichtern.
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Bekanntmachung
der Vereinbarung zwischen der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung der
Portugiesischen Republik iiber die Vermittlung von
iesischen Ar n nach D
Vom 25. Mai 1964 *

Die in Lissabon am 17. Marz 1964 unterzeichnete Verein-
barung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Portugiesischen Republik ist nach
ihrem Artikel 21 Abs. 1

am 17. Mérz 1964
in Kraft getreten. Die Vereinbarung wird nachstehend ver-
offentlicht.

Bonn, den 25. Mai 1964

Der Bundesminister des Auswartigen
In Vertretung
Carstens
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